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I. Vorbemerkung 
 
Der bad e. V. begrüßt es ausdrücklich, dass der Gesetzgeber nach mehrfachen 
Ankündigungen nunmehr endlich einen Gesetzesentwurf im Bereich der Pflege- 
und Krankenversicherung vorgelegt hat. Zeitgleich sehen wir insbesondere im Hin-
blick auf die Änderung des SGB XI jedoch erheblichen Nachbesserungsbedarf. 
 
Weiterhin kritisieren wir, dass die vielfältigen wirtschaftlichen Belastungen, die in 
der Vergangenheit sowohl die Pflegebedürftigen als auch die Pflegeeinrichtungen 
getroffen haben, immer noch nicht adäquat kompensiert werden, was die pflegeri-
sche Versorgung und die Infrastruktur an pflegerischen Angeboten sowie die Exis-
tenz der bislang vorhandenen Pflegeeinrichtungen akut bedroht. Auf diesen Um-
stand haben wir bereits im Gesetzgebungsverfahren zum Gesetz zur Unterstüt-
zung und Entlastung in der Pflege (Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetz 
– PUEG) ausdrücklich hingewiesen. Auch mit dem vorliegenden Referentenentwurf 
gelingt es dem Gesetzgeber aus unserer Sicht nicht, das Ausmaß der aktuellen 
Probleme im Pflegesektor zu erfassen und hierfür Lösungen zu finden. 
 
Beispielhaft weisen wir darauf hin, dass die nachweislich fehlende Refinanzierung 
von Personalkosten im Bereich der häuslichen Krankenpflege für immer mehr Pfle-
gedienste ein existenzbedrohendes Ausmaß angenommen hat. Vielfach sehen 
vertragliche Regelungen zur häuslichen Krankenpflege in den Bundesländern seit 
Jahren vor, dass bei der Erbringung mehrerer Maßnahmen aus unterschiedlichen 
Leistungsgruppen während eines Einsatzes nur die teuerste Maßnahme abgerech-
net werden darf. Das bedeutet, erbringt ein Pflegedienst in einem Einsatz zum Bei-
spiel fünf ärztlich verordnete und von der zuständigen Krankenkasse genehmigte 
Maßnahmen aus dem Verzeichnis verordnungsfähiger Maßnahmen der häuslichen 
Krankenpflege aus fünf verschiedenen Leistungsgruppen, bekommt er nur die teu-
erste Maßnahme bezahlt. In dem Zeitraum, in dem die Pflege(fach)kraft die vier 
nicht abrechenbaren Maßnahmen erbringt, ist das Tariftreuegehalt selbstverständ-
lich in vollem Umfang zu zahlen. Ambulante Pflegedienste müssen seit Jahrzehn-
ten hinnehmen, dass sie nur einen Teil ihrer Kostensteigerungen refinanziert be-
kommen. Das ist einer der Gründe, warum immer mehr ambulante Pflegedienste 
Insolvenz anmelden müssen, denn die Tariftreuegehälter sind seit dem 01. Sep-
tember 2022 massiv gestiegen und werden weiter steigen. Wir fordern daher aus-
drücklich ein gesetzgeberisches Einschreiten gegen diese heute in Zeiten der Ta-
riftreuepflicht nicht mehr akzeptable Vergütungsregelungen. Vollständige, rechtssi-
chere, unverzügliche und unbürokratische Refinanzierungen von nachgewiesenen 
Kostensteigerungen infolge der gesetzlichen Tariftreue-pflicht müssen gesetzlich 
in der Form garantiert werden, dass sie nicht mehr am Widerstand der vor Ort täti-
gen Krankenkassen scheitern.  
 
Seit der Einführung der Tariftreuepflicht ist es für ambulante, teil- und vollstationäre 
Pflegeeinrichtungen existenziell, zeitnah zum Auslaufen einer Vergütungsverein-
barung (insbesondere bei ambulanten Pflegediensten sowohl im SGB V als auch 
im SGB XI) oder mit dem Inkrafttreten eines neuen regional üblichen Entgeltni-
veaus bzw. tariflicher Steigerungen und solcher kirchlicher Arbeitsrechtsrege-
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lungen eine neue Vergütungsvereinbarung abzuschließen. Verzögerungen, die auf 
Untätigkeiten auf Seiten der Kostenträger zurückzuführen sind, muss effektiv be-
gegnet werden. Der bad e. V. fordert daher, dass ein Vergütungsantrag als geeint 
angesehen wird, wenn dieser den Kostenträgern vollständig und inhaltlich plausibel 
vorgelegt wurde, und diese innerhalb einer 6-Wochen-Frist untätig geblieben sind.   
Die in dem vorliegenden Referentenentwurf angedachten Änderungen greifen un-
seres Erachtens insgesamt zu kurz, um die aktuellen Defizite vollständig auszu-
gleichen. 
 
Der Gesetzgeber beschreibt selbst, dass die Herausforderungen der Akut- und 
Langzeitpflege in den nächsten Dekaden u.a. im demografischen Wandel begrün-
det sind und gleichzeitig der Bedarf an Pflegekräften wächst. Als Lösungsvorschlag 
wird unterbreitet, die Rahmenbedingungen für professionell Pflegende zu verbes-
sern. Dieses Ziel unterstützt der bad e. V. bereits seit Jahren ausdrücklich. Wenn 
dies gelingt, kann dies zur Steigerung der Attraktivität der Pflegeberufe und damit 
zu einer verbesserten Versorgungslage führen. Daher ist dieser Schritt wichtig; die 
Kompetenzerweiterung allein wird aber nicht zum gewünschten Ziel führen. Wie  
wir bereits in der Vergangenheit ausgeführt haben, ist hierfür deutlich mehr erfor-
derlich. 
 
Im Übrigen verkennt der Gesetzgeber mit diesem Entwurf, dass der Grundstein 
professioneller Pflege nicht nur die Pflegenden selbst, sondern auch die unterneh-
merischen Strukturen sind. Der Betrieb von Pflegeeinrichtungen ist in den vergan-
genen Jahren immer komplexer geworden. Insbesondere die Einführung der Ta-
riftreuepflicht hat zu immensen Kostensteigerungen geführt, die vom Gesetzgeber 
bis heute nicht refinanzierbar gemacht werden. Faktisch können diese Steigerun-
gen zwar in Vergütungsverhandlungen einfließen, es ist aber kein Geheimnis, dass 
höhere Preise vor allem in der Pflegebranche nicht automatisch zu mehr Umsatz 
führen. Pflegebedürftige sind aufgrund der Preissteigerungen und mangels ange-
messener Anpassung der Pflegebudgets dazu gezwungen, Pflegeleistungen zu 
kürzen, damit der Eigenanteil bezahlbar bleibt. Pflegeeinrichtungen kommen schon 
deswegen teilweise an die Grenzen ihrer Liquidität, weil Kunden nicht mehr im ge-
wohnten Umfang Leistungen einkaufen und somit der Umsatz nicht im gleichen 
Umfang steigt wie die Kosten. 
 
Eine ausreichende Versorgung der Pflegebedürftigen ist aus Sicht des bad e. V. 
mit den bislang im SGB XI vorgesehenen perspektivischen Steigerungen der Pfle-
gesachleistungsbeträge nach § 36 SGB XI nicht zu erreichen. Dies gilt umso mehr, 
als dass die ambulanten Pflegeeinrichtungen und mit ihnen die ambulant versorg-
ten Versicherten unter hohen Kostensteigerungen leiden. 
 
Wir verkennen im vertragspartnerschaftlichen Umgang mit Kostenträgern nicht, 
dass auch dort personelle Engpässe zunehmen. Diese dürfen allerdings nicht dazu 
führen, dass vertraglich vereinbarte Pflichten und Fristen kostenträgerseits nicht 
eingehalten oder schlimmstenfalls sogar bewusst ignoriert werden. 
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In nahezu allen Bundesländern gibt es erheblichen Zahlungsverzug durch Kosten-
träger zu verzeichnen. Sozialhilfeträger sind hier zu nennen ebenso wie Pflege- 
und Krankenkassen. Die in Rahmenverträgen vereinbarten Zahlungsziele werden 
flächendeckend oft erheblich überschritten. Mahnungen bleiben nicht selten unbe-
achtet. Mahngebühren oder Verzugszinsen werden in vielen Fälle kategorisch zu-
rückgewiesen oder nur dann erstattet, wenn Gerichte eingeschaltet werden.  
Bereits seit geraumer Zeit weist der bad e. V. die Politik auf diesen Umstand hin. 
Mit der vorgelegten Gesetzesreform hätte der Gesetzgeber Möglichkeiten, einzu-
schreiten und dieses zusätzliche wirtschaftliche Risiko abzumildern. Derartige An-
sätze lässt die Gesetzesreform jedoch nicht erkennen.  
Aus diesem Grund fordert der bad e. V. den Gesetzgeber erneut auf, entspre-
chende Regelungen festzuschreiben, die die Einhaltung von Zahlungszielen ver-
pflichtend machen und entsprechende Konsequenzen bei Überschreitung regeln. 
Im Hinblick auf die zahlreichen Insolvenzen im Pflegesektor sollte der Gesetzgeber 
den Ernst der Lage erkennen und hier endlich effektiv handeln. 
 
Ebenso lässt der Gesetzesentwurf wichtige Maßnahmen zum Bürokratieabbau ver-
missen. Bereits jetzt unterliegen Pflegeeinrichtungen der Überprüfung durch Pfle-
gekassen, Krankenkassen, den Medizinischen Diensten, „Heimaufsichten“, Ge-
sundheits- und Veterinärämtern, Brandschutzbehörden, Berufsgenossenschaften 
und Arbeitsschutzbehörden, um nur die Wichtigsten zu nennen. Wir halten es für 
angezeigt, jede dieser Überprüfungen kritisch zu hinterfragen und Initiativen zu er-
greifen, mit denen etwaige „Doppelprüfungen“ rechtlich ausgeschlossen werden. 

 
Darüber hinaus enthält der Referentenentwurf keine Ansätze, die auf eine langfris-
tige Verbesserung aller Versorgungsbereiche schließen lässt. Dabei wäre es drin-
gend geboten die bereits bestehenden professionellen Strukturen im Bereich der 
Tages- und Nachtpflege auszubauen, um pflegende Angehörige unmittelbar zu 
entlasten. 
So bleibt das Themenfeld „teilstationäre Versorgung (§ 41)“ auch in dieser Reform 
nahezu unerwähnt.  
Der in § 72 Abs 2a (neu) angedachte Weg, im Rahmen der Zulassung von voll- und 
teilstationären Pflegeeinrichtungen eine mögliche teilstationäre Versorgung zu prü-
fen, wird in unseren Augen keine Verbesserungen herbeiführen. 
Dies verkennt, dass die Zunahme an teilstationären Pflegeplätzen nur dann ge-
lingen wird, wenn die Rahmenbedingungen für Tages- und Nachpflegen verbes-
sert werden. Aus unserer Sicht sind hierzu kurzfristig folgende Maßnahmen zu  
ergreifen:    
• Anhebung der teilstationären Sachleistungsbeträge 
• Reduzierung der vom Tagespflegegast zu tragenden „Eigenanteile“ durch An-

rechnung von nicht genutzten Pflegesachleistungsbeträgen (§ 41 SGB XI) und 
Beträge der Verhinderungspflege (§ 39, 42a SGB XI) auf die vom Gast selbst 
zu tragenden Kostenbereiche „Unterkunft“ und „Verpflegung“ 

• Wegfall der einschränkenden Überprüfung von teilstationärer Versorgung durch 
Streichung des § 38a Absatz 1 Satz 2. 
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• Klarstellung des § 119 SGB XI mit der Intention, dass Tagespflegen nicht dem 
Anwendungsbereich des Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz (WBVG) unter-
liegen  
 

 
Positiv bewertet der bad e. V. in diesem Zusammenhang die zum Teil neuen Re-
gelungen für gemeinschaftliches Wohnen. Der Gesetzgeber erkennt hier einen ge-
wissen Trend und wirkt der „Schlechterstellung“ dieser Wohnform im Verhältnis zur 
klassischen vollstationären Versorgung entgegen. Die Ideen hierzu sind gut, wer-
den aber durch zusätzlichen bürokratischen Aufwand wieder ausgebremst, sodass 
der bad e. V. die Frage der praktischen Relevanz aufwirft. Im Übrigen wäre in die-
sem Zusammenhang auch eine Erhöhung des Wohngruppenzuschlags nach § 45h 
SGB XI n.F. sachgerecht gewesen. Präsenzkräfte leisten in vielen Fällen überwie-
gend betreuende Tätigkeiten, sodass sie der Tariftreuepflicht unterfallen. Die Per-
sonalkostensteigerungen in diesem Zusammenhang werden also gleichfalls nicht 
aufgefangen. 

 
Ebenfalls angezeigt wäre eine grundsätzliche Erhöhung der Leistungsbeträge der 
Verhinderungspflege (§ 39 SGB XI) sowie des Entlastungsbetrages nach § 45b 
SGB XI. 
 
Abschließend möchte der bad e. V. noch einmal darauf hinweisen, dass eine aus-
reichende Finanzierung der Pflegeversicherung gegeben sein muss. Hier wird er-
neut ausdrücklich gefordert, die Pflegeversicherung grundlegend zu reformieren 
und auf neue zukunftssichere Füße zu stellen. 
 
Der bad e. V. sieht deshalb – neben durchaus befürwortenswerten Regelungen im 
Übrigen – erheblichen Handlungsbedarf bei der Abänderung des vorliegenden Re-
ferentenentwurfs. 
 
Aus Gründen der Klarstellung wird zudem angeregt, die im Rahmen der dynami-
schen Steigerung zwischenzeitlich prozentual erhöhten (Sach-)Leistungsbeträge in 
die hierfür bestimmten Paragraphen zu überführen.  
 
Im Folgenden wird auf die im Entwurf vorgesehenen Regelungen im Einzelnen ein-
gegangen, wobei sich diese Stellungnahme weitgehend auf diejenigen inhaltlichen 
Punkte fokussieren wird, in denen der bad e. V. Handlungs- bzw. Abänderungsbe-
darf sieht. 
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II. Zu den Regelungen des SGB XI im Einzelnen 
 
§ 5 Abs. 1a SGB XI n.F. 
Die Stärkung der präventiven und gesundheitsfördernden Maßnahmen durch die 
Regelungen in Absatz 1a wird befürwortet.  
Soweit die Regelungen die Einbindung von Pflegefachpersonen ambulanter Pfle-
gedienste vorsieht (z.B. solche, die Pflegesachleistungen nach § 36 SGB XI oder 
Beratungsbesuche nach § 37 Abs. 3 SGB XI erbringen), sollte die gesetzliche Re-
gelung den Pflegekassen ausdrücklich und klarstellend den Abschluss entspre-
chender Vereinbarungen mit den Leistungserbringern abverlangen, die neben den 
Regelungen der Leistungserbringung auch die Vergütung der jeweiligen Leistun-
gen enthalten.   
 
 
§ 7a SGB XI n.F. 
Die Neuregelung der Beratungspflicht in Absatz 8 wird befürwortet. Absatz 8 Satz 
1 stellt die Beratungspflicht zu Recht klar. Auch die Möglichkeit gemäß Absatz 8 
Satz 3, die Beratungsaufgaben auf Dritte zu übertragen, ist sachgerecht. Sofern 
von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht wird, sollte der Gesetzeswortlaut auch 
hier die Verpflichtung zum Abschluss entsprechender Vereinbarungen vorsehen, 
die neben den Modalitäten der Leistungserbringung auch die Vergütung der Leis-
tungen vorzusehen haben.  
Ferner regt der bad e. V. an, im Gesetz eine Pflicht zur Evaluation der Umsetzung 
der Pflicht aus Absatz 8 Satz 1 vorzusehen. 
 
 
§ 8 SGB XI n.F.  
Die Ergänzungen in Absatz 3b werden grundsätzlich befürwortet.  
Der bad e. V. unterstützt grundsätzlich das Ansinnen einer wissenschaftlich ge-
stützten Begleitung der Einführung und Weiterentwicklung des wissenschaftlich 
fundierten Verfahrens zur einheitlichen Bemessung des Personalbedarfs in Pflege-
einrichtungen nach qualitativen und quantitativen Maßstäben. Die Einsetzung ei-
nes Begleitgremiums wird als sachgerecht angesehen, u.a. auch um alle praxisre-
levanten Aspekte miteinzubeziehen. Um dies sicherzustellen sollte der Geset-
zesentwurf ergänzt werden um die grundsätzliche Ausgestaltung und Besetzung 
des Begleitgremiums. Hierbei ist klarzustellen, dass die Leistungserbringer, die 
Vereinbarungspartner nach § 113 sind, hier einzubeziehen sind.     
Die Änderungen in Absatz 7 werden vom bad e. V. grundsätzlich befürwortet. Die 
neu aufgenommene Klarstellung in Nummer 8, dass die „Maßnahmen zur betrieb-
lichen Integration von Pflege- und Betreuungspersonal aus dem Ausland“ förderfä-
hig sind, leistet einen wichtigen Beitrag zur Bekämpfung der aktuellen Herausfor-
derungen und wird insofern ausdrücklich begrüßt, da diese Integration mit voran-
schreitendem Personalmangel in der Pflege immer mehr an praktischer Bedeutung 
gewinnt und erforderlich ist, um der Nachfrage nach professioneller Pflege in Zu-
kunft Herr werden zu können. 
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§ 9 SGB XI n.F.  
Die vorgesehenen Neuregelungen zu einer kommunalen Pflegestrukturplanung al-
lein werden den Problemen in der Praxis nicht gerecht. Vielmehr ist die „finanzielle 
Unterstützung der Pflegeeinrichtungen bei der Tragung ihrer betriebsnotwendigen 
Investitionsaufwendungen“ nicht nur in das Ermessen des Landes zu stellen, son-
dern die gesetzlichen Regelungen haben vielmehr vorzugeben, dass diese Unter-
stützung „sicherzustellen“ ist.  
Im Übrigen dürfen kommunale Pflegestrukturplanungen nicht zu weiteren Belas-
tungen bzw. Rechtseinschränkungen bei Pflegeeinrichtungen führen. In der ange-
spannten Marktlage für Leistungserbringer sind diese nicht zusätzlich durch haus-
gemachte Einschränkungen und rechtliche Unsicherheiten zu belasten, um die be-
nötigte Infrastruktur nicht weiter zu gefährden. 
 
 
§ 11 SGB XI n.F. 
Die beabsichtigten Ergänzungen in Abs. 1 sowie der angedachte Abs 2. stellen 
Selbstverständlichkeiten dar, die bereits jetzt ohne feststellbare Qualitätsdefizite in 
der Praxis umgesetzt werden. Entsprechende Standards zur Delegation von pfle-
gerischen Leistungen werden im Rahmen des internen Qualitätsmanagements be-
reits heute vorgehalten. Ergänzend hierzu sehen die jeweiligen Rahmenverträge 
nach § 132a SGB V oftmals für den Bereich der behandlungspflegerischen Leis-
tungen konkretisierte Delegationsmaßnahmen vor. Die Anpassung des § 11 wird 
daher für nicht erforderlich gehalten. Der bad e. V. schlägt daher vor, die Änderung 
ersatzlos zu streichen.  
 
 
§ 17a SGB XI n.F. 
Die geplante Neuregelung des § 17a SGB XI, welcher Richtlinien zur Empfehlung 
von Pflegehilfsmitteln und Hilfsmitteln nach § 40 Absatz 6 SGB XI vorsieht, wird 
allgemein begrüßt, da hierdurch insbesondere auch die Versichertenrechte bei der 
Inanspruchnahme von (Pflege-)Hilfsmitteln gestärkt werden. Zugleich wird durch 
die Vermutung der Notwendigkeit oder Erforderlichkeit der Versorgung mit Pflege-
hilfsmitteln oder Hilfsmitteln den empfehlenden Pflegefachpersonen eine taugliche 
Arbeitshilfe im Praxisalltag zur Verfügung gestellt. 
 
 
§ 37 Abs. 3a SGB XI n.F.  
Den Ansatz, pflegebedürftige Menschen, die ausschließlich durch Pflegepersonen 
in der Häuslichkeit gepflegt werden, besser zu informieren und beraten, begrüßt 
der bad e. V. ausdrücklich. Allerdings sehen wir keine Notwendigkeit, diese Auf-
gabe nun gesetzlich zu normieren.  Uns sind hierzu keinerlei Praxisprobleme be-
kannt. Im Gegenteil: Ambulante Pflegedienste, die die Beratungen nach § 37 Abs. 
3 SGB XI regelmäßig und flächendeckend durchführen, haben selbst ein Interesse 
daran, dass ihre Beratungskunden gut informiert sind über ihre Möglichkeiten, da 
dies ggf. auch zu einer weiteren Beauftragung des Pflegedienstes führen kann. 
Pflegefachkräfte, die diese Beratungen durchführen, stellen oftmals einen erheb-
lichen weitergehenden Beratungsbedarf fest, der über den Charakter des 
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Beratungsbesuchs nach § 37 Abs. 3 SGB XI hinausgeht, sodass sich oftmals wei-
tere Termine für Schulungen nach § 45 SGB XI anschließen.  
Aus Sicht des bad e. V. bedarf es dieser gesetzlichen Neuregelung nicht, da es 
bereits jetzt zum Beratungsspektrum gehört. Sofern der Gesetzgeber anderer Mei-
nung ist, sprechen wir uns dafür aus, dies nicht im Gesetz, sondern in den Emp-
fehlungen nach § 37 Abs. 5 SGB XI festzuschreiben. 
 
Eine Verpflichtung des beratenden Pflegedienstes, bei nachfolgenden Besuchen 
zu überprüfen, ob den Empfehlungen nachgekommen wurde, sehen wir nicht als 
Bestandteil der Leistung. Dies schafft überbordende Bürokratie. Zumal Pflegebe-
dürftige nicht verpflichtet sind, die Beratungen nach § 37 Abs. 3 SGB XI immer 
durch denselben Pflegedienst durchführen zu lassen. Wie soll ein anderer Pflege-
dienst dies überprüfen können? Das Beratungsprotokoll des vorherigen Beratungs-
einsatzes liegt ihm in der Praxis nicht vor.  
 
Wir fordern daher, dass die Überprüfung aus der Verantwortung des Beratenden 
hinausgenommen wird. Sollte eine Überprüfung für erforderlich gehalten werden, 
steht es den Pflegekassen frei, dies bei ihren Versicherten entsprechend zu über-
prüfen. 
 
 
§ 40 Absatz 6 SGB XI n.F. 
Die Anpassung des § 40 Absatz 6 SGB XI wird allgemein begrüßt und in Verbin-
dung mit der Neuregelung des § 17a SGB XI auch für zielführend erachtet. Zugleich 
spricht sich der bad e. V. im Zuge der Gesetzesanpassung für eine Änderung des 
neuen Satzes 3 dahingehend aus, dass die Empfehlung bei der Antragstellung 
nicht älter als vier Wochen sein darf. Die gegenwärtig noch geregelte Frist von nur 
zwei Wochen wird in diesem Zusammenhang als zu kurz erachtet, sodass zu Guns-
ten der Versichertenrechte eine Ausweitung zu erfolgen hat. 

 
 
§ 45f SGB XI n.F. 
Durch die Umstrukturierung der Regelungen und der Schaffung eines neuen Ab-
schnitts 6 – Leistungen in ambulant betreuten Wohngruppen und in  
gemeinschaftlichen Wohnformen – wird diesen alternativen Wohnformen ein neuer 
Stellenwert im Leistungsrecht beigemessen. Dies wird vom bad e. V. positiv be-
wertet. Die letzte Zeit war für viele Betreiber von Wohngemeinschaften schwierig. 
Nach Einführung des Zuschlags der Pflegeversicherung bei längerer Verweildauer 
des Bewohners im Pflegeheim, mussten ambulante Wohngemeinschaften und 
Wohnformen im ganzen Bundesgebiet feststellen, dass ihre Strukturen teilweise zu 
höherer Zuzahlung der Pflegebedürftigen führen als im vollstationären Bereich. 
Faktisch wurde damit eine Konkurrenzsituation geschaffen, die viele WG-Betreiber 
an die Grenze zur Existenzgefährdung gebracht habt, und dass, obwohl der Bun-
desgesetzgeber sich immer für eine Förderung und Weiterentwicklung ambulanter 
alternativer Wohnformen ausgesprochen hat. Nun lässt er womöglich seinen Wor-
ten auch Taten folgen. 
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Der bisher in § 38a verankerte Anspruch auf „Zusätzliche Leistungen für Pflege-
bedürftige in ambulant betreuten Wohngruppen“ wird neuer § 45h. Inhaltlich gab 
es hier keine Veränderung. Der geforderten Erhöhung des Anspruchs ist der Ge-
setzgeber leider bisher nicht nachgekommen, sodass hier dringend Nachbesse-
rung erforderlich ist. 
 
 
§ 45g SGB XI n.F. 
Es handelt sich um die Regelung des bisherigen § 45e, die nun § 45g wird.  
Erfreulicherweise steht dieser Anspruch weiterhin zur Verfügung. Dies spricht al-
lerdings auch dafür, dass der „Topf“ bisher nicht ausgeschöpft wurde. Aus Sicht 
des bad e. V. müsste der Gesetzgeber sich hier eigentlich fragen, warum dies so 
ist und ggf. nachbessern. Nach unserer Erfahrung ist die Beantragung für viele 
Pflegebedürftige so komplex, dass sie es tatsächlich lieber lassen. Die Pflegekas-
sen arbeiten immer noch mit unterschiedlichen Antragsformularen und handeln in 
der Bewertung von Nachweisen so unterschiedlich, dass die Inanspruchnahme tat-
sächlich auch oftmals unmöglich gemacht wird. 
Hier fordert der bad e. V. die Einführung eines einheitlichen Verfahrens und die 
Vereinfachung der Inanspruchnahme. Es ist auch zu prüfen, ob der Anspruch nicht 
direkt von dem Betreiber der Wohngemeinschaft abgerufen werden sollte, um das 
Verfahren zu vereinfachen.  
 
 
§ 45h SGB XI n.F. 
§ 45j regelt, welche Ansprüche in gemeinschaftlichen Wohnformen mit Verträgen 
zur pflegerischen Versorgung gemäß § 92c zur Verfügung stehen. 
Der bad e. V. weist ausdrücklich darauf hin, dass er die Weiterentwicklung der Vor-
schriften zu ambulanten Wohngemeinschaften sehr wohlwollend sieht. Gleichzeitig 
kritisiert er aber auch, dass die Inanspruchnahme der Leistungen verkompliziert 
wird. Dies ist weder im Sinne des Pflegebedürftigen noch im Sinne der ambulanten 
Pflegeeinrichtung, die regelmäßig auch Betreiber von Wohngemeinschaften ist. 
 
Der bad e. V. spricht sich ausdrücklich für die Erweiterung der Leistungen aus, 
fordert aber ein vereinfachtes Verfahren für zugelassene ambulante Pflegedienste.  
Im Übrigen werden gemeinschaftliches Wohnen bzw. gemeinschaftliche Wohnfor-
men vom Gesetzgeber nicht definiert. Aus der Gesetzesbegründung ergibt sich, 
dass diese Wohnformen oftmals weder klassisch ambulant noch klassisch stationär 
sind. Das Leistungsrecht kennt nach § 71 SGB XI aber ausschließlich ambulante 
und stationäre Versorgungen. Der bad e. V. begrüßt den Spielraum zur Förderung 
von neuen Wohnformen über den offenen Wortlaut, erwartet hier in der Praxis und 
insbesondere auch in der Auseinandersetzung mit den Pflegekassen aber Abgren-
zungsprobleme. 
 
Der Gesetzgeber hat die „Zwitterstellung“ von gemeinschaftlichen Wohnformen er-
kannt, beschreibt dies aber nur in der Gesetzesbegründung und nicht im Gesetz 
selbst. Hier wünscht sich der bad e. V. etwas mehr Klarheit, die auch dem Stellen-
wert dieser wichtigen Versorgungsform gerecht wird. 
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§ 72 SGB XI n.F.  
Zu Absatz 1a 
Pflegeunternehmen, die einen Antrag auf Abschluss eines Versorgungsvertrages 
stellen, gehen bereits im jetzigem Zulassungsverfahren erheblich in Vorleistung, da 
der Zeitpunkt der Zulassung von der Bearbeitungsdauer des Antrages abhängig 
ist. In der Praxis ist oftmals festzustellen, dass sich Zulassungszeitpunkte aus 
Gründen, die das Pflegeunternehmen nicht zu vertreten hat, erheblich verzögern.  
Die Beachtung der Empfehlungen der Ausschüsse nach § 8a Abs. 1 – 3 SGB XI 
und deren Berücksichtigung im Zulassungsprozess lässt weitere Verzögerungen 
befürchten, die weder im Interesse der Leistungserbringer noch im Interesse der 
Leistungsträger sein dürfte. Darüber hinaus können die Empfehlungen der Aus-
schüsse nach § 8a Abs. 1 – 3 bereits aus rechtlichen Gründen nicht dazu führen, 
dass eine Zulassung verwehrt wird.  
  
Aus diesem Grund werden die Änderungen in Absatz 1a diesseits kritisch gesehen, 
weil sie die oft ohnehin schon herausfordernden Zulassungsprozesse weiter zu 
komplizieren und zu verlängern drohen.  
 
Der bad e. V. lehnt den geplanten Absatz 1a aus diesem Grunde ab.  
 
Was es viel mehr bedarf, ist eine zeitliche Vorgabe für den Zulassungsprozess 
selbst. So sollte das Gesetz klarstellen, dass eine Zulassung der Pflegeieinrichtung 
und somit die Ausfertigung des Versorgungsvertrages spätestens sechs Wochen 
nach Zugang aller für die Zulassung erforderlichen Unterlagen zu erfolgen hat. Der 
bad e. V. schlägt daher die Einfügung eines neuen § 72 Abs. 3 Satz 2 mit folgen-
dem Wortlaut vor: 
„Der Versorgungsvertrag ist spätestens sechs Wochen noch Zugang aller für die 
Zulassung erforderlichen Unterlagen und Nachweise auszustellen.“ 
 
Zu Absatz 2a  
Aus Sicht des bad e. V. ist eine Förderung des „teilstationärenVersorgungssettings“ 
dringend notwendig, um die pflegerische Versorgung zu stärken. Bereits einleitend 
haben wir eine Vielzahl von Maßnahmen aufgeführt, die hierzu beitragen könnten.  
Die mit dem geplanten Abs. 2a vorgesehenen Maßnahmen halten wir für wenig 
geeignet, um das teilstationäre Versorgungssetting zu stärken. Diese Regelung 
lässt außer Acht, dass es für die Erbringung teilstationärer Leistungen einer geson-
derten Zulassung und der Schaffung gesonderter Voraussetzungen bedarf. Diese 
Anforderungen zeitgleich mit der Gründung einer stationären oder einer ambulan-
ten Pflegeeinrichtung zu verbinden, wird viele Träger in der Gründungsphase über-
fordern. 
Zudem lässt die angedachte Regelung die Tatsache außer Acht, dass die Möglich-
keit des Abschlusses eines Gesamtversorgungsvertrages in der Praxis so gut wie 
keine Relevanz hat. Ordnungs- und leistungsrechtliche Vorgaben tragen dazu bei, 
dass diese Option in der Praxis regelhaft nicht existiert. Der Gesetzgeber möge 
hierbei auch kritisch die tatsächliche Anzahl der abgeschlossenen „Gesamtversor-
gungsverträge“ betrachten.  
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Vielmehr sollte der Gesetzgeber auf das unternehmerische Handeln der Pflegeun-
ternehmerinnen und Pflegeunternehmer vertrauen, die eine Erweiterung des be-
stehenden (stationären oder ambulanten) Versorgungssettings auf die teilstatio-
näre Versorgung immer dann anstoßen werden, wenn die Rahmenbedingungen 
dies zulassen. Aus unserer Sicht sollte der Fokus daher auf der Verbesserung die-
ser Rahmenbedingungen liegen. Entsprechende Vorschläge unterbreiten wir in der 
Einleitung dieser Stellungnahmen.    
   
Mit Blick auf unsere Ausführungen lehnen wir die geplante Einführung des Absat-
zes 2a ab.  
 
Zu Absatz 3b 
Die Änderung des Absatzes 3b wird ausdrücklich befürwortet, um den Vertragspar-
teien mehr Zeit für die notwendige Umsetzung zu geben. Die bisherige Regelung 
hat oftmals dazu geführt, dass unmittelbar nach Abschluss von Tarifgesprächen 
und unmittelbar nach Veröffentlichung der regional üblichen Entlohnungsniveaus 
eine sehr hohe Zahl an Pflegeeinrichtungen zeitgleich zu Pflegesatz- bzw. Pflege-
vergütungsverhandlungen aufgerufen haben. Nach Wahrnehmung des bad e. V. 
führt dies in vielen Fällen dazu, dass die notwendige Refinanzierung der gesetzlich 
vorgegebenen Lohnsteigerungen erst zeitlich verzögert erfolgt, was den wirtschaft-
lichen Druck auf die Pflegeeinrichtungen erhöht. Die nun vorgesehene Anpassung 
ist geeignet, diesen Umstand zu verbessern.      
 
Der eingeräumte Zeitrahmen droht jedoch zu kurz zu sein, gerade wenn eine Eini-
gung über die finanziellen Aspekte der Anpassung nicht gütlich gelingt. Hier wäre 
deshalb ein schneller Konfliktlösungsmechanismus vorzusehen, der die Wirtschaft-
lichkeit und Liquidität der Pflegeeinrichtungen nicht gefährdet. 
 
Zu Absatz 3e 
Die Anpassung wird mit Blick auf eine Verlängerung des Bearbeitungszeitraums 
und mit Blick auf die Praktikabilität der Verwertung der vorzulegenden Unterlagen 
begrüßt.      
 
 
§ 73a SGB XI n.F.  
Der bad e. V. befürwortet es ausdrücklich, dass das Gesetz zur Sicherstellung der 
pflegerischen Versorgung flexible Regelungen vorsieht, nach denen kurzfristig von 
Vertragsvorgaben abgewichen werden kann, wenn dies geboten ist. Entspre-
chende Übergangsregelungen haben sich während der COVID-19-Pandemie be-
währt, ohne der Qualität der Leistungserbringung zu schaden.  
 
In Absatz 2 Satz 3 des Entwurfs ist „können … gewährt werden“ zu ändern durch 
„sind … zu gewähren, soweit dem nicht gewichtige Gründe entgegenstehen.“ Hier-
durch wird der Regelcharakter einer flexiblen, entgegenkommenden Reaktion auf 
kurzfristigen Handlungsbedarf unterstrichen.  
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§ 78a Abs. 6a SGB XI n.F.  
Das in Absatz 6a vorgesehene Erprobungsverfahren für die Aufnahme digitaler 
Pflegeanwendungen wird für sinnhaft erachtet. Ebenfalls wird es für notwendig und 
zielführend erachtet, die Erprobung und deren Dauer im Verzeichnis für digitale 
Pflegeanwendungen kenntlich zu machen. 
 
 
§ 86a SGB XI n.F. 
Die Einführung klarstellender Verfahrensleitlinien wird ausdrücklich begrüßt.  
Die in Absatz 1 vorgesehene Benennung einer verbindlichen Ansprechperson wird 
ebenfalls begrüßt. Die Erfahrungen aus aktuellen Vergütungsverhandlungen las-
sen jedoch den Schluss zu, dass dies alleine nicht zur Verfahrensbeschleunigung 
beitragen wird. Auch heute wird in zahlreichen Verfahren eine Person als verbind-
licher Ansprechpartner benannt. Zu erheblichen Verzögerungen führt oftmals der 
Umstand, dass diese Person aus Gründen der arbeitstechnischen Überlastung, 
aufgrund von Krankheit oder durch urlaubsbedingte Abwesenheit das Verfahren 
nicht adäquat und mit der nötigen zeitlichen Bindung begleiten kann. Um zeitliche 
Verzögerungen auszuschließen, sollte eine kontinuierliche Vertretung dieser Per-
son durch die Leistungsträger sicherzustellen sein. Wir schlagen daher die Auf-
nahme eines neuen Satzes 3 vor, wonach „bei Wegfall des Ansprechpartners, bei-
spielsweise durch Urlaub oder Krankheit, umgehend eine Ersatzperson durch die 
Kostenträger zu benennen ist“.  
 
 
§ 92c SGB XI n.F. 
Diese neue Regelung baut auf § 45j SGB XI auf und regelt die Details zu den Ver-
trägen zur pflegerischen Versorgung in gemeinschaftlichen Wohnformen.  
Aufgrund der Ankündigung des Bundesgesundheitsministers hat der bad e. V. fest 
damit gerechnet, dass die sog. stambulante Versorgung als weitere Versorgungs-
form Einzug in das Gesetz findet. Stambulant wird nach den bisherigen Modellpro-
jekten so verstanden, dass das Beste aus den Bereichen vollstationär und ambu-
lant miteinander verknüpft wird.  
Dem ist der Gesetzgeber nun aber nicht in aller Konsequenz nachgekommen. Viel-
mehr stehen die Verträge nach § 92c SGB XI n.F. nur ambulanten Pflegeeinrich-
tungen und stationären Einrichtungen mit Gesamtversorgungsvertrag nach § 72 
Abs. 2 Satz 1 SGB XI zur Verfügung. 
  
Nichtsdestotrotz bauen die Regelungen auf Ideen aus der stambulanten Versor-
gung auf und sind ein wichtiger neuer Meilenstein. So sehen wir die Regelung 
hierzu an sich positiv und begrüßen die Budgeterweiterung für Menschen in ge-
meinschaftlichen Wohnformen ausdrücklich. 
 
Auf der anderen Seite sehen wir kein Erfordernis, dass ambulante Pflegedienste, 
die in diesen Wohnformen versorgen, einen separaten Vertrag mit den Pflegekas-
sen abschließen müssen. Dies schafft zusätzliche Bürokratie und keine Entlastung. 
Hier muss aber angeknüpft werden, damit das Wachstum gemeinschaftlicher 
Wohnformen vorangetrieben wird. In der heutigen Zeit sind diese Wohnformen 
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nicht mehr wegzudenken und insbesondere aufgrund der Insolvenzwelle in Pflege-
einrichtungen benötigen wir dringend mehr Pflegeplätze. Daher sind gemeinschaft-
liche Wohnformen für den Pflegebedürftigen, aber auch für die Betreiber eine gute 
Möglichkeit den Pflegebedarf zu decken. 
 
Ambulante Pflegedienste wurden bereits zugelassen, sodass sie Leistungen zulas-
ten der gesetzlichen Pflegekassen erbringen und abrechnen können. Ein weiterer 
Bürokratieaufwand wird dem Ansinnen der Förderung dieser Wohnformen nicht 
gerecht und wird möglicherweise auch im Gegenteil münden. 
 
Im Übrigen ist diese Idee des Zuschlags nicht neu. Bereits im Referentenentwurf 
zum GVWG wurde dies angedacht, allerdings in Höhe von 300 €. Die schlechte 
Haushaltslage lässt vermuten, dass diese Regelung aufgrund der finanziellen Be-
deutung erneut gestrichen wird. Der bad e. V. möchte daher dringend anmahnen, 
eine Streichung dieses Mal zu verhindern, um gemeinschaftliche Wohnformen zu 
stärken. Sofern hier keine Verbesserungen eintreten, gehen wir von einem Rück-
gang dieser Angebote aus, was die Lage in Bezug auf eine flächendeckende Ver-
sorgung pflegebedürftiger Menschen erheblich weiter erheblich verschlechtern 
würde. 
 
 
§ 113 Abs. 1 SGB XI n.F. 
Die Qualität in zugelassenen Pflegeeinrichtungen ist zu sichern und stets weiter-
entwickeln. Die rechtlichen Grundlagen hierfür bilden die Vereinbarungen nach § 
113 SGB XI (Maßstäbe und Grundsätze) für die jeweilige Versorgungsform. Auf 
Unverständnis stößt hingegen die Idee des Gesetzgebers, diese Vereinbarungen 
„um Regelungen für die gemeinschaftlichen Wohnformen mit Verträgen zur pflege-
rischen Versorgung gemäß § 92c“ zu ergänzen. Der Gesetzgeber führt weiter aus, 
dass hier insbesondere auch die Voraussetzungen für eine fachgerechte Pflege-
prozessverantwortung und Anforderungen an eine praxistaugliche, den Pflegepro-
zess unterstützende und die Pflegequalität fördernde Pflegedokumentation zu re-
geln sind.  
 
Der bad e. V. fragt sich, wo hier der Mehrwehrt ist. Unternehmen, die in alternativen 
Wohnformen agieren, haben bereits eine Zulassung nach § 72 SGB XI – in der 
Regel für einen ambulanten Pflegedienst. Für diesen gelten bereits die Vorgaben 
der ambulanten Maßstäbe und Grundsätze, die insbesondere zu den o.g. Themen 
bereits ausreichend Regelungen enthalten. Vor allem in Bezug auf die Pflegedoku-
mentation gelten doch dieselben Grundsätze, unabhängig davon, ob ein Versicher-
ter in der Häuslichkeit oder in einer Wohngemeinschaft versorgt wird.  
 
Wir halten diese Regelungen daher für *überflüssig und befürchten insbesondere 
erneut eine Möglichkeit, den Regelungswahn in der Pflege zu verstärken und noch 
mehr Bürokratie aufzubauen. Das Gegenteil sollte eigentlich das Ziel sein! Daher 
fordern wir die Streichung dieses Passus. 
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In Bezug auf den letzten Teil des Absatzes 1 möchten wir klarstellen, dass der 
gesetzgeberische Auftrag, Vereinbarungen zu regeln für Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter von ambulanten Pflegediensten, die Betreuungsmaßnahmen erbringen, 
sich erledigt hat und somit aus dem Gesetz gestrichen werden kann. Die Verein-
barungspartner nach § 113 SGB XI haben bereits Anfang des 2. Quartals 2025 
eine Vereinbarung hierzu getroffen, die mit dem Inkrafttreten der neuen Qualitäts-
prüfrichtlinie ambulant – voraussichtlich am 01.01.2026 – in Kraft treten soll. Damit 
ist dem gesetzgeberischen Auftrag genüge getan, sodass kein Bedarf mehr für 
diese Regelung besteht. 
 
 
§ 113b SGB XI n.F. 
Einer Beteiligung eines Vertreters der maßgeblichen Organisationen der Pflegebe-
rufe auf Bundesebene nach § 118a im Qualitätsausschuss Pflege wird zugestimmt. 
Es ist jedoch unsachgemäß, diesen auf die Sitze der Leistungserbringer anzurech-
nen. Der bad e. V. fordert deshalb, hiervon abzusehen.  
 
Der geplanten Ergänzung des Absatzes 3 wird zugestimmt, damit der erweiterte 
Qualitätsausschuss sich auch mit Themen befassen kann, die über die konkreten 
gesetzlichen Aufträge hinausgehen. Sofern die Selbstverwaltung dies als sinnvoll 
erachtet, ist die Ermöglichung eines solchen Vorgehens sachgerecht. 
 
Die geplante Ergänzung des Absatzes 4 Satz 2 Nummer 6 wird diesseits abgelehnt. 
Schon die Erarbeitung nach Nummer 6 in der aktuellen Fassung hat ergeben, dass 
eine spezifische Prüfung speziell für ambulant betreute Wohnformen weder erfor-
derlich noch sachgerecht ist. Hierfür besteht auch kein berechtigter Bedarf, da in 
leistungsrechtlich ambulanten Wohnformen ambulante Qualitätsprüfungen stattfin-
den, ohne besondere Defizite bzw. besonderen zusätzlichen Handlungsbedarf er-
geben zu haben. Zusätzlich sind heimrechtlich spezifische ordnungsbehördliche 
Prüfungen nach Landesrecht möglich, die zusammen mit den vorhandenen ambu-
lanten Qualitätsprüfungen eine absolut ausreichende externe Qualitätssicherung in 
gemeinschaftlichen Wohnformen gewährleisten.  
 
Die Regelung in der Entwurfsfassung verfehlt auch deshalb den praktischen Bedarf 
von gemeinschaftlichen Wohnformen, da diese nicht unter fehlenden Qualitätsprü-
fungen, sondern unter einer unzureichenden leistungsrechtlichen Ausgestaltung 
leiden. Der Gesetzgeber ist gehalten, die gesetzlichen Benachteiligungen von am-
bulant versorgten gemeinschaftlichen Wohnformen im Vergleich zu vollstationären 
Wohnformen auszugleichen. 
 
Die Ausweitung des Vorschlagsrechts in Absatz 4 Satz 3 auf den unparteiischen 
Vorsitzenden nach Absatz 3 wird vom bad e. V. befürwortet. Die Pflicht zur Veröf-
fentlichung einer Stellungnahme bei Ablehnung eines Vorschlags auf der Internet-
seite des Qualitätsausschusses wird als unnötig angesehen. Die Sitzungen des 
Qualitätsausschusses, in denen Abstimmungsverhalten begründet werden, sind öf-
fentlich und jederzeit einsehbar, weiterer Veröffentlichungen der Sitzungsinhalte 
bedarf es nicht.  
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§ 113c SGB XI n.F.  
Abs. 3 
Die praktische Umsetzung der Mehrpersonalisierung im Rahmen des Personalbe-
messungsverfahrens bleibt ein schwieriges Feld. Wir verfolgen das Ziel, abseits 
der Ergebnisse des Modellprojektes nach § 8 III b, stationärer Tourenplanung und 
anderer Modelle darauf hinzuwirken, dass für die Einrichtungen vor Ort maximale 
Flexibilität besteht.  Die Leistungserbringerverbände haben sich bereits dafür ein-
gesetzt die Formulierung des Abs. 3 Nr. 1 möglich flexibel zu gestalten. Es wird 
positiv bewertet, dass der Gesetzgeber diesem Wunsch in seinem Entwurf folgt. 
Gleichzeit möchten wir kritisch anmerken, dass der Zusatz „(…) diese sollen sich 
an den fachlichen Zielen und der Konzeption der Maßnahmen, die nach § 8 Absatz 
3b entwickelt und erprobt wurden, orientieren,“ einen Rückschritt bedeutet und die 
Flexibilität des ersten Teils der Nr. 3 wieder aushebelt.   
 
Die Projektergebnisse werden dadurch dann doch zum fachlichen Maßstab wer-
den. Diese Regelung verkennt dabei, dass bereits die Projekteinrichtungen erheb-
liche Umsetzungsproblem hatten. 
 
Der bad e. V. setzt sich aus diesem Grund für eine Streichung des Passus 
ein. 
 
Abs. 9 
Auch wenn der bad e. V. die Relevanz hochschulisch qualifizierten Pflegefachper-
sonals aktuell noch anders bewertet als der Gesetzgeber, wird ein Modellvorhaben 
zur Bewertung und Entwicklung von Vorschlägen zur möglichen Einbeziehung 
hochschulisch qualifizierter Pflegefachpersonen von uns positiv bewertet und auch 
gerne unterstützt.  
 
Gleichzeitig möchten wir aber auch davor warnen, den Einsatz hochschulisch qua-
lifizierter Pflegefachpersonen zu hoch zu bewerten. Die Praxis zeigt, dass Perso-
nen mit hochschulischer Ausbildung oftmals in Leitungsfunktionen drängen, nicht 
aber an der Basis eingesetzt werden können. Sofern sich diese Entwicklung ver-
stetigen würde, würde sich die personelle Lage gerade in vollstationären Einrich-
tungen erheblich verschlechtern. 
 
Zu § 113 Abs. 9 SGB XI n.F. fehlt es uns an Fantasie, warum eine weitere unab-
hängige qualifizierte Institution beauftragt werden soll. Aus Sicht des bad e. V. ist 
nach der Beschreibung des Gesetzes kein neues Gremium erforderlich. Die dort 
genannten Themen können schon jetzt dem Aufgabenbereich des Qualititätsaus-
schuss Pflege zugeordnet werden. Aus unserer Sicht gehören die Themen dorthin. 
Im Hinblick auf die personelle Situation auch bei Leistungserbringerverbänden und 
Kostenträgern hält der bad e. V. ein weiteres Gremium, in dem im Ergebnis wahr-
scheinlich dieselben Personen sitzen wie immer, für nicht zielführend. Sollte der 
Gesetzgeber der Meinung sein, dass die Themen bisher noch nicht ausreichend 
beim Qualitätsausschuss Pflege verortet sind, schlagen wir eine entsprechende 
Erweiterung der Aufgaben nach § 113b SGB XI vor. Damit könnte mit wenig Auf-
wand dasselbe Ziel erreicht werden. Im Übrigen halten wir die Befristung der 
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Geschäftsstelle für 5 Jahre für völlig unangemessen. Sofern hier Vergaberecht Ein-
fluss hat, nimmt allein die Vorbereitung einiges an Zeit in Anspruch, sodass Hand-
lungsfähigkeit wohl nicht vor 2026 gegeben sein wird.  
Der bad e. V. spricht sich daher für die Streichung dieses Absatzes aus.  
 
In diesem Zusammenhang möchte der bad e. V. noch darauf hinweisen, dass auch 
das Thema Entbürokratisierung der Pflegedokumentation ein Thema ist, dass in 
diesen Kontext passt. Zunächst einmal ist anzumerken, dass das „Projekt“, das vor 
mehr als 10 Jahren startete, mittlerweile seinen Projektstatus verloren hat und sich 
etabliert hat in der Pflege. Das Projektbüro „EinStep“ ist somit heute viel mehr als 
sein Name hergibt. Seit Auslaufen der Finanzierung durch den Bund ist das Pro-
jektbüro in der Verantwortung der Trägerverbände, die sich hier abwechseln. Nach 
Auffassung des bad e. V. ist es wünschenswert, die Strukturen hier zu verändern 
und das Strukturmodell als „Regelthema“ zur Weiterentwicklung in die Verantwor-
tung des Qualitätsausschuss Pflege zu legen. Dies hätte für alle Beteiligten Vorteile 
und würde auch den Stellenwert dieses Themas in der Pflege widerspiegeln. 
 
Der bad e. V. befürwortet ausdrücklich eine zusätzliche Finanzierung des Bundes 
von diesem und den anderen in Absatz 9 genannten Themen, spricht sich aber 
explizit dafür aus, all die genannten Punkte beim Qualitätsausschuss Pflege anzu-
siedeln. 
 
 
§ 114 SGB XI n.F. 
Die digitale Erteilung der Prüfaufträge wird grundlegend für zielführend erachtet, 
ebenso wie die vorgesehene Daten- und Kommunikationsplattform. Im Hinblick auf 
die aktuellen einrichtungsbezogenen Daten und Informationen wird es dabei für 
zielführend erachtet, den betroffenen Einrichtungen die Möglichkeit einzuräumen, 
diese Daten einer Plausibilitätskontrolle unterziehen zu können, um deren Richtig-
keit wiederzugeben. Daher wird folgende Ergänzung des § 114 Absatz 1a Satz 4 
vorgeschlagen: 
 
Die Plattform enthält aktuelle einrichtungsbezogene Daten und Informatio-
nen, insbesondere zu Anzahl und Art der durchgeführten Prüfungen sowie 
für den vollstationären Bereich zu unangemeldeten Prüfungen nach § 114a 
Absatz 1 Satz 3 und zu Verlängerungen des Prüfrhythmus nach § 114c; den 
Einrichtungen ist auf Verlangen Gelegenheit zur Einsicht in die einrichtungs-
bezogenen Daten und Informationen zu ermöglichen. 
 
 
§ 114a SGB XI n.F. 
Der bad e. V. erachtet die Einschränkung des Rechts auf Unverletzlichkeit der 
Wohnung zum Zwecke der Durchführung von ambulanten Qualitätsprüfungen, 
ohne dass eine ausdrückliche Einwilligung des betroffenen Personenkreises vor-
liegt, für nicht erforderlich sowie unverhältnismäßig. Insbesondere kann nicht nach-
vollzogen werden, inwieweit ein Nichtbetreten von Räumen mit Wohnrecht im Zuge 
einer ambulanten Qualitätsprüfung eine dringende Gefahr für die öffentliche 
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Sicherheit und Ordnung darstellen kann, da im Zuge der Prüfung ausschließlich die 
Qualität der Leistungen des Pflegedienstes zu beurteilen ist. Es wird daher für ge-
boten erachtet, den neu geplanten Satz 3 ersatzlos zu streichen. 
 
Der bad e. V. fordert ferner die Streichung von § 114a Absatz 1 Satz 2 1. Halb-
satz SGB XI („Die Prüfungen sind grundsätzlich am Tag zuvor anzukündigen; 
…“). Der wissenschaftliche Abschlussbericht zur neuen ambulanten Qualitätsprü-
fung empfiehlt eine Ankündigungsfrist von 2 Tagen, um sicherzustellen, dass die 
für das Fachgespräch benötigten Einrichtungsvertreter*innen eine Teilnahme an 
der Qualitätsprüfung rechtzeitig einrichten können. Die veraltete gesetzliche Rege-
lung in § 114a Absatz 1 Satz 2 1. Halbsatz SGB XI lässt eine Umsetzung der Emp-
fehlung im Rahmen der ambulanten Qualitätsprüfungs-Richtlinie nach der Rechts-
auffassung des MD Bund nicht zu, so dass die sachlich begründete Empfehlung 
der Wissenschaft ohne die Streichung der gesetzlichen Vorgabe nicht umgesetzt 
wird. Die Effizienz ambulanter Qualitätsprüfungen droht hierunter zu leiden, wenn 
die geforderte Streichung nicht vorgenommen wird.  
 
 
§ 115 SGB XI n.F.  
Der bad e. V. weist an dieser Stelle darauf hin, dass bereits das Vorhaben zur 
Qualitätssicherung in alternativen Wohnformen auf Bundesebene vor ca. 10 Jah-
ren zu dem Ergebnis geführt hat, dass diese Angebote sich nicht zusammenfassen 
lassen. Dies ist auch zurückzuführen auf die unterschiedliche landesgesetzliche 
Lage. Aus diesem Grund spricht sich der bad e. V. dafür aus, es bei den bestehen-
den Regelungen zur Qualitätssicherung ambulanter Angebote zu belassen. Dane-
ben kann es auf Landesebene weitere Vorgaben durch die „Heimgesetze“ geben. 
 
 
§ 118a SGB XI n.F. 
Den geplanten Neuregelungen zur Festlegung der maßgeblichen Organisationen 
der Pflegeberufe auf Bundesebene sowie der Verordnungsermächtigung in diesem 
Zusammenhang wird diesseits zugestimmt. Sie sind der Rechtssicherheit und Ope-
rationalisierung förderlich.  
 
 
§ 123 SGB XI n.F. 
Die in § 123 Absatz 1 vorgesehene Verlängerung des Förderzeitraums, bei Beibe-
haltung des bisher geplanten Fördervolumens in Höhe von 30 Millionen Euro, wird 
begrüßt. Ebenso wird die Aufteilung des nicht ausgeschöpften Fördervolumens in 
Absatz 5, bis einschließlich 2029, für sinnhaft erachtet. Gegenüber der bisherigen 
Regelung in Absatz 5 wird es zudem für zielführend erachtet, eine dezidierte Be-
grenzung des Fördervolumens bis einschließlich und längstens 2029 zu regeln. 
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III. Zu den Regelungen des SGB V im Einzelnen 
 
§ 15a SGB V n.F. 
Im Hinblick auf die Leistungskompetenz von Pflegefachpersonen weist der bad e. 
V. darauf hin, dass die geplante Neuregelung fälschlicherweise ausdrückt, dass 
Leistungen im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung und der sozialen 
Pflegeversicherung lediglich nur noch von Pflegefachpersonen erbracht werden 
dürfen. Richtigerweise, so auch in der Begründung zu § 15a SGB V, haben jedoch 
auch Pflegeassistenzkräfte, Pflegehilfskräfte sowie weitere Berufsgruppen und 
Hilfskräfte eine Durchführungsverantwortung, je nach Qualifikation sowie entspre-
chender vertraglicher Regelung auf Landesebene. Aus diesem Grund schlägt der 
bad e. V. vor, den § 15a SGB V in Absatz 1 wie folgt zu fassen: 
 
Pflegerische und heilkundliche Leistungen nach diesem und dem Elften 
Buch Sozialgesetzbuch werden nach landesvertraglicher Qualifikationsan-
forderung durch Pflegefachpersonen, qualifiziertes Pflegehilfspersonal so-
wie sonstiges Pflegehilfspersonal erbracht. Pflegerische Leistungen dürfen 
nur unter Beachtung der Pflegeprozessverantwortung von Pflegefachperso-
nen nach § 4 des Pflegeberufegesetzes, qualifiziertem Pflegehilfspersonal 
sowie sonstigem Pflegehilfspersonal erbracht werden.  
 
Darauf aufbauend wird vorgeschlagen, einen neuen Absatz 3 wie folgt zu ergän-
zen: 
 
Qualifiziertes Pflegehilfspersonal im Sinne dieses und des Elften Buches So-
zialgesetzbuch sind Personen, die über eine Ausbildung zu einem Assistenz- 
und Helferberuf oder eine vergleichbare Ausbildung in der Pflege verfügen. 
Sonstiges Pflegehilfspersonal sind Personen, die über keine Ausbildung zu 
einem Assistenz- und Helferberuf oder eine vergleichbare Ausbildung in der 
Pflege verfügen, 
 
 
§ 73d SGB V n.F. 
Die Regelung zu einem neuen Rahmenvertrag für die Kompetenzerweiterung von 
Pflegefachpersonen im Zuge von heilkundlichen und behandlungspflegerischen 
Leistungen wird ausdrücklich begrüßt. Bereits heute zeigt sich in der alltäglichen 
Praxis, dass die ärztlichen Verordnungen im engen Austausch und Zusammenspiel 
zwischen Arztpraxis und ambulantem Pflegedienst ausgestellt werden und hierbei 
in vielen Fällen mitentscheidend auf die fachliche Kompetenz sowie die Bewertun-
gen des pflegerischen Personals des ambulanten Pflegedienstes zurückgegriffen 
wird. Demnach ist es im Hinblick auf eine effektivere und flächendeckende zukünf-
tige Versorgung unerlässlich, geeignete Pflegefachpersonen mit größeren Kompe-
tenzen im Hinblick auf die zu verordnenden Leistungen einzubeziehen. 
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§ 132a Abs. 5 SGB V 
Bereits heute ergeben sich aus der überwiegenden Anzahl der Landesrahmenver-
träge nach § 132a SGB V Anforderungen an die Pflegeprozesssteuerung. Auch 
wenn der Begriff pflegefachlich geprägt ist, lässt es sich nicht von der Hand weisen, 
dass er auch im Bereich der häuslichen Krankenpflege Bedeutung hat. Mit Hinblick 
auf die Vorbehaltsaufgaben nach § 4 Pflegeberufegesetz ist es aus Sicht des bad 
e. V. sachgerecht, auch die Regelung des § 132a SGB V anzupassen, zumal auch 
die Bundesrahmenempfehlung nach § 132a SGB V hierzu bereits Regelungen be-
inhaltet. 
 
Die geplanten Ergänzungen in Bezug auf Absatz 5 sind folgerichtig. 
 


